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Verordnung
4 obi < über die Neuorganisation der volkseigenen 

Schiffahrts- und Umschlagsbetriebe.
i26.2.52fc '

Vom 20. Februar 1S52

3 zv< bi i Zur Vereinfachung und Verbesserung der Arbeits-
r kratt < weise der volkseigenen Schiffahrts- und Umschlags- 

~52 £ betriebe wird folgendes verordnet:
34 Uni ^

§ l
(1) Zur Durchführung der Aufgaben der gesamten 

Binnenschiffahrt in der Deutschen Demokratischen 
Republik einschl. des Umschlages und der Lagerung 
in den Binnenhäfen der Deutschen Demokratischen 
Republik werden volkseigene Schiffahrts- und Um­
schlagsbetriebe mit der Bezeichnung „Deutscher
Schiffahrts- und Umschlagsbetrieb (DSU)........................... “
(Sitz des Betriebes) gegründet.

(2) Die volkseigenen Deutschen Schiffahrts- und 
Umschlagsbetriebe arbeiten nach ihrem Betriebs­
plan, der auf der Grundlage des Volkswirtschafts­
planes aufgestellt wird. In diesem Rahmen sind die 
volkseigenen Deutschen Schiffahrts- und Umschlags­
betriebe selbständig planende und wirtschaftende 
sowie in eigener Verantwortung abrechnende Ein­
heiten der volkseigenen Wirtschaft. Sie arbeiten 
nach dem Prinzip der wirtschaftlichen Rechnungs­
führung.

(3) Die volkseigenen Deutschen Schiffahrts- und 
Umschlagsbetriebe sind juristische Personen und 
Rechtsträger von Volkseigentum. Als Rechtsträger 
von Volkseigentum haben sie zur Durchführung 
ihrer Planaufgaben die Rechte zu verwirklichen und 
die Pflichten zu erfüllen, die sich aus dem ihnen 
übertragenen Volkseigentum ergeben.

(4) Füt die den volkseigenen Deutschen Schiff- 
fahrts- und Umschlagsbetrieben angehörenden Bin­
nenhäfen und Umschlagseinrichtungen sind selb­
ständige Pläne und Bilanzen aufzustellen.

(5) Der Sitz der volkseigenen Deutschen Schiff- 
fahrts- und Umschlagsbetriebe wird in einer Durch-

^ führungsbestimmung festgelegt.

§ 2
Betriebseinrichtungen von nur örtlicher Bedeu­

tung sind in sinngemäßer Anwendung der Verord­
nung vom 22. Februar 1951 über die Organisation 
der volkseigenen örtlichen Industrie und der kom­
munalen Einrichtungen (GBl. S. 143) in Rechtsträ­
gerschaft der Räte der Stadt- und Landkreise und 
der Gemeinden zu übertragen.

§ 3
(1) Die Anstalt des öffentlichen Rechts „Deutsche 

Schiffahrts- und Umschlagsbetriebszentrale“ wird 
mit Wirkung vom 31. Dezember 1951 aufgelöst.

(2) Die Anordnung vom 27. Juli 1949 über die Er­
richtung einer Anstalt öffentlichen Rechts „Deutsche 
Schiff ahrts-und Umschlagsbetriebszentrale“ (ZVOB1. 
I S. 573) und die auf Grund dieser Anordnung er­
lassene Satzung treten außer Kraft.

§ 4
(1) Die volkseigenen Deutschen Schiffahrts- und 

Umschlagsbetriebe sind Rechtsnachfolger der auf­
gelösten Deutschen Schiffahrts- und Umschlagsbe­
triebszentrale. Da§, bisher von der Deutschen Sehiff- 
fahrts- und Umschlagsbetriebszentrale verwaltete 
volkseigene Anlagevermögen wird nach einem Auf­
teilungsplan, der von der Generaldirektion Schiff­
fahrt aufzustellen ist, durch das zuständige Ministe­
rium des Innern der Landesregierung in die Rechts­
trägerschaft der neu errichteten Deutschen Schiff- 
fahrts- und Umschlagsbetriebe übertragen. Die Auf­
gliederung des Umlaufvermögens erfolgt durch die 
Generaldirektion Schiffahrt im Einvernehmen mit 
dem Ministerium der Finanzen der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik.

(2) Die volkseigenen Deutschen Schiffahrts- und 
Umschlagsbetriebe unterstehen der Generaldirek­
tion Schiffahrt und sind an deren Weisungen ge­
bunden.

§ 5
Auf die Transportleistungen der volkseigenen 

Deutschen Schiffahrts- und Umschlagsbetriebe für 
die verladende volkseigene Wirtschaft sind die Be­
stimmungen der Verordnung vom 6. Dezember 1951 
über die Einführung des Allgemeinen Vertrags­
systems für Warenlieferungen in der volkseigenen 
und der ihr gleichgestellten Wirtschaft (GBl. S. 1141) 
sinngemäß anzuwenden. Die Staatlichen Vertrags­
gerichte sind für Streitigkeiten, die sich aus Lei­
stungsverträgen im Transportwesen ergeben, zu­
ständig.

§ 6
Zur Förderung der Initiative der privaten Schiff- 

fahrts- und Umschlagsbetriebe werden zwischen 
diesen und den volkseigenen Deutschen Schiffahrts­
und Umschlagsbetrieben Verträge über die Beförde­
rung, den Umschlag und die Lagerung von Gütern 
sowie die Personenbeförderung abgeschlossen.

§ 7
Gebühren und Steuern aus Anlaß der Neuorgani­

sation der Deutschen Schiffahrts- und Umschlags­
betriebe werden nicht erhoben.

§ 8
Durchführungsbestimmungen erläßt das Ministe­

rium für Verkehr im Einvernehmen mit den zustän­
digen Fachministerien.

§ 9
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1952 in 

Kraft.
(2) Handlungen, die in der Zeit vom 1. Januar 1952 

bis zwei Wochen nach dem Tage der Verkündung der 
Verordnung auf Grund der bisher geltenden Be­
stimmungen vorgenommen wurden, bleiben rechts­
wirksam.

Berlin, den 20. Februar 1952
Die Regierung 

der Deutschen Demokratischen Republik
Der Ministerpräsident Ministerium für Verkehr

G r o t e w o h l  I. V . :  W  o  1 1  w  e  b  e  r
Staatssekretär


